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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

KOMMISSION

Erläuterungen zur Kombinierten Nomenklatur der Europäischen Gemeinschaften

(2008/C 259/01)

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des
Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen
Zolltarif (1) werden die Erläuterungen zur Kombinierten Nomenklatur der Europäischen Gemeinschaften (2)
wie folgt geändert:

Seite 120

In dem Absatz „Zu Unterposition 2710 19 11 bis 2710 19 29“ wird nach dem bestehenden Text
folgender Wortlaut eingefügt:

„Unterposition 2710 19 21

Zu dieser Unterposition gehört Kerosin des Typs Flugturbinenkraftstoff. Dieser Flugturbinenkraftstoff
entspricht den Bestimmungen der Zusätzlichen Anmerkung 2 c zu diesem Kapitel.
Das gaschromatografische Profil eines Kerosins des Typs Flugturbinenkraftstoff, zum Beispiel des am
häufigsten gebrauchten Flugturbinenkraftstoffs Typ A-1, ist für ein Öl kennzeichnend, das durch kein anderes
Verfahren als die Destillation von Rohöl erhalten wurde. Die Kettenlänge der Alkane liegt ungefähr zwischen
10 und 18 Kohlenstoffatomen. Der Siedebereich nach ASTM D 86-67 (Reapproved 1972) ist etwa 130 °C
bis 300 °C. Der Aromatengehalt kann bis zu 25 RHT betragen. Der Flammpunkt liegt im Allgemeinen
über 38 °C.
Flugturbinenkraftstoff kann die folgenden Additive enthalten: Antioxidantien, Korrosionsinhibitoren, Verei-
sungsinhibitoren, Farbstoffe zur Markierung.

Gaschromatografisches Profil für Flugturbinenkraftstoff Typ A-1 (Kerosin)

SIMDIS ASTM D 2887 Extended 2

Sample name: Jet fuel
Acquired on: 22.3.2007 5:51:24 PM
Processed on: 4.4.2007 12:01:26 PM
Data File: D070322\011F1101.D
Vial: 1
Injection: 1
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(2) ABl. C 50 vom 28.2.2006, S. 1.



Boiling Point (°C)

Retention Time (min)

ASTM D 86 correlation (STP 577) — Distribution

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

IBP 139,7 20,0 167,3 70,0 210,1 FBP 260,7

5,0 153,0 30,0 174,3 80,0 221,5

10,0 159,4 50,0 190,1 90,0 234,9

Unterposition 2710 19 25

Zu dieser Unterposition gehört Kerosin, anderes als Flugturbinenkraftstoff. Das Kerosin dieser Unterposition
entspricht den Bestimmungen der Zusätzlichen Anmerkung 2 c zu diesem Kapitel.
Kennzeichnend für einige dieser Öle ist ihr sehr geringer Aromaten- und Olefingehalt, um eine Rußbildung
bei der Verbrennung zu vermeiden.
In einigen Fällen sind chemische Marker vorhanden.
Mischungen von Kerosin und anderen Mineralölen oder organischen Lösungsmitteln gehören nicht zu dieser
Unterposition.

Gaschromatografisches Profil für Kerosin mit geringem Aromatengehalt

SIMDIS ASTM D 2887 Extended 2

Sample name: Kero low aromat
Acquired on: 23.1.2007 10:23:54 AM
Processed on: 4.4.2007 12:30:02 PM
Data File: D070122\006F1001.D
Vial: 6
Injection: 1

11.10.2008C 259/2 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Boiling Point (°C)

Retention Time (min)

ASTM D 86 correlation (STP 577) — Distribution

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

Recovered
Vol. %

BP
°C

IBP 193,4 20,0 210,1 70,0 220,1 FBP 247,3

5,0 201,8 30,0 211,4 80,0 223,4

10,0 206,2 50,0 214,8 90,0 229,6

Unterposition 2710 19 29

Zu dieser Unterposition gehören mittelschwere Öle, andere als Kerosin der Unterpositionen 2710 19 21
und 2710 19 25. Die Öle dieser Unterposition entsprechen den Bestimmungen der Zusätzlichen
Anmerkung 2 c zu diesem Kapitel.
Ein Beispiel für diese Öle ist n-Paraffin.

Gaschromatografisches Profil für n-Paraffin

SIMDIS ASTM D 2887 Extended 2

Sample name: n-Parafin 10-13
Acquired on: 23.1.2007 12:59:27 PM
Processed on: 4.4.2007 12:26:59 PM
Data File: D070122\008F1301.D
Vial: 8
Injection: 1
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Boiling Point (°C)

Retention Time (min)

BP distribution table — Percent

Recovered
Mass %

BP
°C

Recovered
Mass %

BP
°C

Recovered
Mass %

BP
°C

Recovered
Mass %

BP
°C

IBP 172,4 30,0 199,2 60,0 219,6 90,0 239,2

5,0 174,8 35,0 199,6 65,0 220,2 95,0 240,0

10,0 176,0 40,0 200,4 70,0 220,8 FBP 254,4“

15,0 188,2 45,0 200,8 75,0 221,8

20,0 197,2 50,0 217,4 80,0 237,0

25,0 198,4 55,0 218,8 85,0 238,2
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.5272 — Sony/Sony BMG)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/02)

Am 15. September 2008 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Heraus-
nahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32008M5272.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.5051 — APW/GMG/EMAP)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/03)

Am 7. März 2008 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemelde-
ten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären.
Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG) Nr. 139/2004.
Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell
darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32008M5051.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.5158 — Strabag/Kirchhoff)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/04)

Am 15. Juli 2008 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten
Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären.
Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG) Nr. 139/2004.
Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Deutsch erhältlich und wird nach Herausnahme eventuell
darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32008M5158.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.5155 — Mondi/Loparex Assets)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/05)

Am 20. August 2008 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Heraus-
nahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32008M5155.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache COMP/M.5277 — Zurich/Banco Sabadell/BanSabadell Vida/BanSabadell Pensiones/
BanSabadell Generales)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/06)

Am 4. September 2008 hat die Kommission entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten ange-
meldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn insofern für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu
erklären. Diese Entscheidung stützt sich auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung (EG)
Nr. 139/2004. Der vollständige Text der Entscheidung ist nur auf Englisch erhältlich und wird nach Heraus-
nahme eventuell darin enthaltener Geschäftsgeheimnisse veröffentlicht. Er ist erhältlich:

— auf der Europa-Wettbewerb-Website (http://ec.europa.eu/comm/competition/mergers/cases/). Diese Web-
site ermöglicht, einzelne Entscheidungen der Fusionskontrolle aufzufinden, einschließlich Suchmöglich-
keiten nach Unternehmen, Fallnummer, Datum und Sektor,

— in elektronischem Format auf der EUR-Lex Website unter der Dokumentennummer 32008M5277.
EUR-Lex ist der Online-Zugang für das Gemeinschaftsrecht (http://eur-lex.europa.eu).
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN
DER EUROPÄISCHEN UNION

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

10. Oktober 2008

(2008/C 259/07)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,3579

JPY Japanischer Yen 134,68

DKK Dänische Krone 7,4487

GBP Pfund Sterling 0,798

SEK Schwedische Krone 9,651

CHF Schweizer Franken 1,5175

ISK Isländische Krone 305

NOK Norwegische Krone 8,4175

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 24,935

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 261,05

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,7093

PLN Polnischer Zloty 3,549

RON Rumänischer Leu 3,806

SKK Slowakische Krone 30,695

Währung Kurs

TRY Türkische Lira 1,938

AUD Australischer Dollar 2,0538

CAD Kanadischer Dollar 1,5839

HKD Hongkong-Dollar 10,5369

NZD Neuseeländischer Dollar 2,2677

SGD Singapur-Dollar 2,0116

KRW Südkoreanischer Won 1 775,59

ZAR Südafrikanischer Rand 12,6385

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 9,2822

HRK Kroatische Kuna 7,1466

IDR Indonesische Rupiah 13 388,89

MYR Malaysischer Ringgit 4,7696

PHP Philippinischer Peso 64,85

RUB Russischer Rubel 35,5595

THB Thailändischer Baht 46,671

BRL Brasilianischer Real 3,1232

MXN Mexikanischer Peso 18,4674
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

Angaben der Mitgliedstaaten zu staatlichen Beihilfen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der
Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen an
kleine und mittlere in der Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätige Unternehmen

und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001

(2008/C 259/08)

Nummer der Beihilfe: XA 231/08

Mitgliedstaat: Spanien

Region: Comunidad Valenciana

Begünstigtes Unternehmen der Einzelbeihilfe:

Asociación empresarial de productores de porcino de la Comu-
nidad Valenciana

Rechtsgrundlage:

Resolución de la Consellera de Agricultura Pesca y Alimenta-
ción, que concede la subvención basada en una línea nominativa
descrita en la ley 15/2007 de presupuestos de la Generalitat

Voraussichtliche jährliche Kosten: 15 000 EUR im Jahr 2008

Beihilfehöchstintensität: 100 %

Bewilligungszeitpunkt: Ab dem Tag der Bekanntmachung der
Eingangsnummer des Antrags auf Freistellung auf der Website
der Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung
der Kommission

Laufzeit der Einzelbeihilfe: Jahr 2008

Zweck der Beihilfe: Fortbildung, Absatzförderung und Verbrei-
tung der Tierhaltung entsprechend den Markterfordernissen
hinsichtlich Lebensmittelsicherheit, Herkunftssicherung und
Umweltverträglichkeit für den Sektor Schweinehaltung
der Comunidad Valencia (Artikel 15 der Verordnung (EG)
Nr. 1857/2006)

Betroffene Wirtschaftssektoren: Schweinehalter

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde:

Conselleria de Agricultura, Pesca y Alimentación
Amadeo de Saboya, 2
E-46010 Valencia

Sonstige Angaben: Der Text der Entscheidung über die Gewäh-
rung der Beihilfe wird als Anlage beigefügt

Internetadresse:

http://www.agricultura.gva.es/especiales/ayudas_agrarias/pdf/
PROGAPORC.pdf

Valencia, 2. Juni 2008

La directora general de producción agraria
Laura Peñarroya FABREGAT

Nummer der Beihilfe: XA 232/08

Mitgliedstaat: Republik Litauen

Region: —

Bezeichnung der Beihilferegelung bzw. bei Einzelbeihilfen
Name des begünstigten Unternehmens:

Parama ūkiams modernizuoti 2007–2013 m. (schemos
XA 289/07) pakeitimas

Rechtsgrundlage:

Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministro 2008 m. gegužės 23 d.
įsakymas Nr. 3D-297 „Dėl žemės ūkio ministro 2007 m.
rugpjūčio 24 d. įsakymo Nr. 3D-389 „Dėl paramos ūkiams
modernizuoti 2007–2013 metais taisyklių“ pakeitimo“ (Žin.,
2008, Nr. 61-2322) (décret no 3D-297)

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung bzw.
Gesamtbetrag der einem Unternehmen gewährten Einzel-
beihilfe: Voraussichtliches Jahresbudget 10,5 Mio. LTL, dies
entspricht nach dem amtlichen Euro-Kurs 3,04 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität: Nach den o. g. Vorschriften werden
beim Kauf neuer Traktoren oder neuer Erntemaschinen 20 %
der Anschaffungskosten erstattet. Jungen Landwirten, die zum
Zeitpunkt der Antragstellung unter 40 Jahre sind und die sich
höchstens 5 Jahre vor der Anschaffung des Traktors oder der
Erntemaschine niedergelassen haben (im Folgenden: Jungland-
wirte), werden 25 % der Anschaffungskosten erstattet.

Die gesamte Investitionsbeihilfe für einen Beihilfeempfänger darf
im Rahmen eines Antrags für einen Traktor höchstens
10 000 LTL (bei Junglandwirten 15 000 LTL) und für eine
Erntemaschine höchstens 40 000 LTL (bei Junglandwirten
50 000 LTL) betragen.

11.10.2008 C 259/9Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Es dürfen bis zu 40 % (bei Junglandwirten bis zu 50 %) der
Anschaffungskosten eines Traktors oder einer Erntemaschine als
zuschussfähige Investitionen gefördert werden. Gemäß den
Regelungen von Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006
darf die gesamte für einen Traktor oder eine Erntemaschine
gewährte Beihilfe hinsichtlich derselben zuschussfähigen Kosten
nicht kumuliert werden, wenn durch die Kumulierung die in
diesem Punkt festgelegte Beihilfeintensität überschritten wird.
Die gesamte für den Traktor oder die Erntemaschine gewährte
Investitionsbeihilfe wird zusammengerechnet. Sie umfasst die
nach o. g. Vorschriften gewährte staatliche Beihilfe und andere
Finanzierungshilfen für den neuen Traktor oder die neue Ernte-
maschine, für den bzw. die der Antragsteller Mittel beantragt
hat.

Der einem Beihilfeempfänger gewährte Investitionsbeihilfe-
höchstbetrag darf den in Artikel 4 Absatz 9 der Verordnung
(EG) Nr. 1857/2006 angegebenen Betrag (400 000 EUR) nicht
übersteigen.

Je nach Zahl der Beihilfeempfänger und benötigten Mittel kann
die Beihilfehöhe variieren

Inkrafttreten der Regelung: Die Beihilferegelung tritt in Kraft,
nachdem die Kommission diese Kurzinformation amtlich veröf-
fentlicht hat

Laufzeit der Regelung bzw. Auszahlung der Einzelbeihilfe:
Bis zum 31. Dezember 2013

Zweck der Beihilfe:

— Beihilfe für KMU,

— Erwerb von Maschinen und Anlagen,

— Senkung der Produktionskosten,

— Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher
Betriebe,

— Schaffung besserer Bedingungen für Landwirte für die
Anschaffung landwirtschaftlicher Technik.

Es wird Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b der Verordnung (EG)
Nr. 1857/2006 zu Grunde gelegt.

Zuschussfähige Kosten:

1. Mittel des Sonderprogramms zur Förderung des ländlichen
Raums werden zur Erstattung eines Teils der Kosten (ohne
Umsatzsteuer) für die Anschaffung neuer Traktoren (im Fol-
genden: Traktoren) und neuer selbstfahrender oder nicht
selbstfahrender landwirtschaftlicher Erntemaschinen (im Fol-
genden: Erntemaschinen), ausgenommen Maschinen zur
Ernte von Zuckerrüben, verwendet;

2. die Beihilfe wird nicht gewährt, wenn der Antragsteller die
gesamten oder einen Teil der Anschaffungskosten für einen
Traktor oder eine Erntemaschine bereits vor der Antragstel-
lung bei der Nationalen Zahlungsagentur getragen hat. Der
Teil der Kosten, der entsteht nachdem ein Antrag bis zu der
entsprechenden Frist gemäß Nummer 7 eingereicht wurde,
wird ebenfalls nicht erstattet;

3. gemäß den Regelungen von Artikel 4 Absatz 7 der Verord-
nung (EG) Nr. 1857/2006 darf die Beihilfe nicht für

bloße Ersatzinvestitionen zur Erneuerung landwirtschaftlicher
Technik gewährt werden

Betroffene Wirtschaftssektoren: Landwirtschaftliche Primär-
erzeugung

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde:

Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministerija (ministère de l'Agri-
culture)
Gedimino pr. 19 (Lelevelio g. 6)
LT-01103 Vilnius

Internetadresse:

http://www.zum.lt/lt/teisine-informacija/isakymai

Sonstige Angaben: —

Lietuvos Respublikos žemės ūkio ministerijos sekretorius
Kazys SIVICKIS

Nummer der Beihilfe: XA 248/08

Mitgliedstaat: Belgien

Region: Vlaanderen

Bezeichnung der Beihilferegelung beziehungsweise bei
Einzelhilfen Name des begünstigten Unternehmens:

Overheidstoelage voor de ophaling en verwerking van krengen
van landbouwdieren

Rechtsgrundlage:

Besluit van de Vlaamse Regering van 15 december 2006, betref-
fende de ophaling en verwerking van dierlijk afval, artikel 3, § 2
en § 3

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung beziehungs-
weise Gesamtbetrag der dem Unternehmen gewährten
Einzelbeihilfe: Der Zuschuss hängt jährlich vom tatsächlichen
Selbstkostenpreis pro Tonne und der Gesamtanzahl an Vieh-
haltern ab. Es wird ein Zuschuss von maximal 10 000 000 EUR
pro Jahr gewährt

Beihilfehöchstintensität: Verordnung (EG) Nr. 1857/2006
gewährt eine Teilnahme an den Kosten in Höhe von 100 % für
die Abholungskosten und 75 % der Verarbeitungskosten von
Großtieren in der Landwirtschaft.

Die flämische Region bietet eine Beihilfe in Höhe von 50 % der
Gesamtkosten der Abholung und Verarbeitung von Großtier-
kadavern in der Landwirtschaft

Bewilligungszeitpunkt: Die Beihilfemaßnahme ist seit 1. Januar
2008 in Kraft. Dabei verweisen wir auf die ausgleichende Natur
dieser Beihilferegelung gemäß dem letzten Absatz von Punkt 16
aus den Präambeln der „Communautaire Richtsnoeren in de land-
bouw- en de bosbouwsector 2007-2013“

Laufzeit der Regelung beziehungsweise Auszahlung der
Einzelbeihilfe: Diese Beihilferegelung bleibt bis einschließlich
30. Juni 2014 in Kraft
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Zweck der Beihilfe: Verhinderung von illegalem Abladen von
Großtierkadavern und Vermeidung der damit verbundenen
Risiken für die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt.

Die Beihilfemaßnahme erfüllt alle Anforderungen von Artikel 16
der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006

Betroffene Wirtschaftssektoren: Tierische Sektoren (Vieh-
halter)

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde:
Openbare Vlaamse Afvalstoffenmaatschappij (OVAM)
Stationsstraat 110
B-2800 Mechelen

Internetadresse:
http://www.ovam.be/jahia/Jahia/pid/l 510

Sonstige Angaben: —
Henny DE BAETS
Administrateur-generaal

Nummer der Beihilfe: XA 260/08

Mitgliedstaat: Frankreich
Region: Centre
Bezeichnung der Beihilferegelung:
Encouragements à la production de produits agricoles de qualité
et assistance technique aux exploitations

Rechtsgrundlage:
— Artikel 14 und 15 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006,

— Code général des collectivités territoriales (partie législative),
articles L 1511-1 et L 1511-2,

— Communication du Président du Conseil régional du Centre
sur la stratégie de développement de l'agriculture et de la
forêt de la région Centre, présentée en séance plénière de
juin 2006,

— Délibération de la commission permanente régionale
no 07.08.55 du 12 octobre 2007

Voraussichtliche jährliche Kosten der Regelung:
2 200 000 EUR jährlich bis 2012 und 2 000 000 EUR im
Jahr 2013

Beihilfehöchstintensität: In Übereinstimmung mit den Arti-
keln 14 und 15 der oben genannten Verordnung kann die Bei-
hilfe bis zu 100 % aller oder eines Teils der festgelegten
zuschussfähigen Kosten betragen

Bewilligungszeitpunkt: 2008, vorbehaltlich der Veröffentli-
chung der Registriernummer für den Freistellungsantrag auf
der Website der Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung der Kommission

Laufzeit der Regelung: Bis zum 31. Dezember 2013,
Ablauf der Geltungsdauer der Freistellungsverordnung (EG)
Nr. 1857/2006

Zweck der Hilfe: Im Rahmen ihrer Politik des „CAP filière“
(Vertrag über die Unterstützung sektoraler Projekte), der Unter-
stützung der Niederlassung und Beschäftigung im Landwirt-
schaftssektor, der Förderung von Erzeugnissen der Region und
des „Contrat de Pays“ (Vertrag zur Entwicklung von wirtschaftli-
chen Einzugsgebieten) kann die Region Centre sich veranlasst
sehen, die technische Hilfe in landwirtschaftlichen Betrieben zu
unterstützen. Deshalb möchte die Region einen Interventions-

rahmen für die technische Hilfe aufstellen, innerhalb dessen
ausschließlich Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Unterstüt-
zungsverträge gefördert werden.

Zuschussfähig sind lediglich die Maßnahmen, im Rahmen der
„CAP filière“, in der Verordnung über die neuen „Contrats de
Pays“, im Rahmen der Politik zur Förderung der Niederlassung
und Beschäftigung, in der Vereinbarung mit den Partnern der
landwirtschaftlichen Berufsausbildung und im Rahmen der
Förderung landwirtschaftlicher Erzeugnisse aufgeführt sind.

Die Region Centre verfolgt mit der Beihilferegelung folgende
Ziele: Verbesserung und Umstrukturierung der Produktion,
Steigerung der Qualität.

Gemäß den Artikeln 14 und 15 der Verordnung (EG)
Nr. 1857/2006 können die folgenden Ausgaben subventioniert
werden:

— Beurteilungs- und Beratungsmaßnahmen, die keinen Wieder-
holungscharakter haben und insbesondere auf folgende The-
men ausgerichtet sind: Anpassung landwirtschaftlicher
Betriebe an die Probleme des Marktes, der Arbeitsorganisa-
tion, des Umweltmanagements, der Energie und Übernahme
von Produktionsanlagen nach Betriebsübernahme oder
-gründung,

— Leistungen in Zusammenhang mit der Vertretung von Land-
wirten, die jünger als fünfzig Jahre alt und weniger als fünf
Jahre niedergelassen sind, damit diese an Schulungen teilneh-
men können, oder in Zusammenhang mit der Vertretung
von Viehhaltern während ihres Urlaubs,

— Maßnahmen zur gemeinschaftlichen Förderung offizieller
Kennzeichen für Qualität und landwirtschaftliche Erzeug-
nisse der Region oder eines Produktionsgebiets, das einen
Teil der Region umfasst. Sie können unter der Voraussetzung
erfolgen, dass das Informationsmaterial keine Vergleiche mit
anderen Erzeugnissen enthält, sondern darin lediglich die
eigentlichen Qualitäten des Erzeugnisses hervorgehoben wer-
den. Die Maßnahmen gemeinschaftlicher Förderung bestehen
in der Organisation und/oder Teilnahme an Foren, Wettbe-
werben und Messen sowie in der Erstellung von Publikatio-
nen (Plakaten, Verkaufsförderung vor Ort, Website …), die
Fakten und neutrale Informationen über die Erzeugnisse der
Region Centre vermitteln.

Sämtliche Beihilfen werden in Form von Sachleistungen als
subventionierte Dienstleistungen gewährt. Nach Maßgabe der
Artikel 14 und 15 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 über
die Freistellung in der Landwirtschaft erfolgen keinerlei Direkt-
zahlungen an die Begünstigten. Im Übrigen wird darauf geach-
tet, dass jeder Erzeuger zu gleichen Bedingungen und ohne
Unterschiede Zugang zu den Dienstleistungen haben kann, die
von dem begünstigten Verband vorgeschlagen werden, ohne zur
Mitgliedschaft oder zum Beitritt verpflichtet zu sein

Betroffene Wirtschaftssektoren: Sämtliche landwirtschaftli-
chen Betriebe in Form von KMU in der Region Centre

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde:

Conseil régional du Centre
9, rue St Pierre Lentin
F-45041 Orléans cedex 1
Tel. (33) 238 70 30 30
Fax (33) 238 70 31 18

Internetadresse:

http://www.regioncentre.fr/jahia/webdav/site/portail/shared/agri-
culture/docs/Region-Centre-Agriculture-Reglement-cadre-exploi-
tations.pdf
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V

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

STAATLICHE BEIHILFE — FRANKREICH

Staatliche Beihilfe C 35/08 (ex NN 11/08) — Unbeschränkte staatliche Garantie zugunsten des IFP

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/09)

Mit Schreiben vom 16. Juli 2008, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat
die Kommission Deutschland von ihrer Entscheidung in Kenntnis gesetzt, wegen der genannten Maßnahme
das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags einzuleiten.

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des
Schreibens zu der Maßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eingeleiteten Verfahrens ist, Stellung
nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 12 42

Alle Stellungnahmen werden Frankreich übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können
unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

VERFAHREN

(1) Am 19. Juli 2006 übermittelte Frankreich im Rahmen der
Sache C 51/05 (1) per E-Mail Informationen über die
Umwandlung des Institut français du pétrole (IFP) in ein
staatliches Industrie- und Handelsunternehmen (EPIC).

(2) Mit Schreiben vom 3. August 2007, vom 14. Dezember
2007 und vom 7. Mai 2008 ersuchte die Kommission
Frankreich um weitere Auskünfte. Frankreich antwortete mit
Schreiben vom 28. September 2007, vom 30. Januar 2008
und vom 26. Juni 2008.

BESCHREIBUNG DER MASSNAHME, DIE GEGENSTAND
DES VON DER KOMMISSION EINGELEITETEN VERFAH-

RENS IST

(3) Das Institut français du pétrole (IFP), das bis dato die Form
eines Branchenunternehmens hatte, wurde per Dekret
Nr. 2006-797 vom 6. Juli 2006, erlassen in Anwendung des
Gesetzes Nr. 2005-781 vom 13. Juli 2005, in ein staatliches
Industrie- und Handelsunternehmen (EPIC) umgewandelt.

(4) Das IFP hat laut Satzung drei Aufgaben: Forschung und Ent-
wicklung in den Bereichen Öl- und Gasexploration sowie
Raffinations- und Petrochemietechniken; Ausbildung von
Ingenieuren und Technikern; branchenrelevante Information
und Dokumentation.
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(1) C 51/05— Beihilfe für die Gruppe Institut français du pétrole.



(5) Nach Auffassung der Kommission kommt das IFP aufgrund
seines Status als EPIC in den Genuss einer unbeschränkten
staatlichen Garantie. Somit erwachse dem IFP aus seinem
Status als EPIC und insbesondere aufgrund a) der Nicht-
anwendbarkeit der gerichtlichen Sanierungs- und Abwick-
lungsverfahren auf juristische Personen des öffentlichen
Rechts und b) der Anwendbarkeit des Prinzips der letztins-
tanzlichen Haftung des Staates für Schulden von EPIC ein
wirtschaftlicher Vorteil, der dem IFP günstigere Finanzie-
rungsbedingungen auf den Kapitalmärkten eröffnet.

(6) Dieser aus staatlichen Mitteln finanzierte Vorteil stellt eine
staatliche Beihilfe im Sinne der Mitteilung der Kommission
über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags
auf staatliche Beihilfen in Form von Haftungsverpflicht-
ungen und Bürgschaften dar.

WÜRDIGUNG DER BEIHILFE/MASSNAHME

(7) Die Kommission hat geprüft, ob eine staatliche Beihilfe im
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 des EG-Vertrags vorliegt.

(8) Die Kommission ist zu dem Ergebnis gekommen, dass die
dem IFP gewährte unbeschränkte staatliche Garantie nicht
unter eine der im EG-Vertrag aufgeführten Ausnahmeregeln
fällt und folglich nicht mit dem Gemeinsamen Markt verein-
bar ist.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates
sind rechtswidrige Beihilfen grundsätzlich vom Empfänger
zurückzufordern.

DAS SCHREIBEN

„1. PROCEDURE

(1) Par lettre datée du 18 juillet 2006, enregistrée le 19 juillet
2006, les autorités françaises ont transmis par courrier
électronique, dans le cadre du cas C 51/05 (2), des infor-
mations concernant la transformation de l'Institut fran-
çais du pétrole (IFP) en établissement public à caractère
industriel et commercial (EPIC).

(2) Par courrier daté du 3 août 2007, la Commission a sou-
mis une demande d'informations supplémentaires aux
autorités françaises. Celles-ci ont répondu par lettre datée
du 28 septembre 2007.

(3) Le 14 décembre 2007, la Commission a informé les auto-
rités françaises de ses conclusions préliminaires quant à
l'existence d'une garantie illimitée de l'État qui découlerait
du statut d'EPIC de l'IFP et a attiré l'attention des autorités
françaises sur la procédure ouverte par la Commission à
l'encontre de La Poste (3) sur la même base. La Commis-
sion a invité la France à présenter ses observations et à
supprimer la garantie dont bénéficie l'IFP en vertu de son
statut, le cas échéant.

(4) Les autorités françaises ont répondu par lettre datée du
30 janvier 2008.

(5) Par courrier daté du 7 mai 2008, la Commission a
demandé des informations supplémentaires, auquel les
autorités françaises ont répondu par lettre datée du
26 juin 2008.

2. DESCRIPTION

2.1. Le groupe IFP

(6) Aux termes de ses statuts, l'IFP remplit trois missions:
une mission de recherche et développement dans les
domaines de la prospection pétrolière et gazière, des tech-
nologies de raffinage et de pétrochimie, une mission de
formation d'ingénieurs et de techniciens et une mission
d'information et de documentation des secteurs. Un cont-
rat d'objectifs avec l'État définit les grandes orientations
de son action par période de cinq ans.

(7) L'IFP détient directement et indirectement la totalité des
participations dans plusieurs sociétés commerciales,
parmi lesquelles Axens, Beicip-Franlab et Prosernat, avec
lesquelles l'IFP a conclu des accords exclusifs de recherche
et de licence.

(8) La société Axens résulte de la fusion en 2001 de la
société Procatalyse SA et de la Direction industrielle de
l'IFP externalisée à cette occasion. Actuellement, l'IFP déti-
ent donc 100 % du capital d'Axens. Axens est active sur
le marché des catalyseurs et des technologies pour les
industries de raffinage et pétrochimiques. Son chiffre
d'affaires consolidé s'élevait à 308,45 millions d'EUR
en 2006 (4).

(9) Deux accords exclusifs de licence-cadre et de licence-pro-
duits ainsi que d'une convention de recherche indust-
rielle (5) (relatifs au droit de propriété industrielle, droit
de premier refus, etc.) lient l'IFP et sa filiale Axens. En
contrepartie, la filiale verse à l'IFP, d'une part, des rede-
vances au titre des contrats de licence et, d'autre part, une
rémunération […] (*) pour l'accès à la capacité de recher-
che de l'IFP.
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(2) C 51/05: “Aide en faveur du groupe Institut français du pétrole”.
(3) C 56/07.

(4) Source: Comptes consolidés Axens 2006.
(5) Il s'agit de:

a) un contrat exclusif de licence-cadre, d'une durée de dix ans, aux
termes duquel la filiale peut utiliser la propriété intellectuelle prés-
ente et future de l'IFP essentiellement en matière de procédés dans
son domaine d'activité pour fournir des prestations d'ingénierie
aux clients en relation avec ces procédés et leur transmettre le
droit d'utiliser les technologies liées sous forme de sous conces-
sions de licences de brevets;

b) un contrat exclusif de licence-produits, d'une durée de dix ans,
aux termes duquel la filiale peut utiliser la technologie présente et
future de l'IFP dans son domaine d'activité pour la fabrication et
la vente à ses clients des catalyseurs, adsorbants, masses de capta-
tion, équipements, autres produits et logiciels mis au point par
l'IFP;

c) une convention de recherche industrielle, d'une durée de dix ans,
aux termes de laquelle [l'IFP propose à sa filiale les résultats de ses
recherches dans le domaine du raffinage et de la pétrochimie, afin
qu'elle puisse, si elle le souhaite, poursuivre la recherche dans un
projet conjoint avec l'IFP, puis exploiter lesdits résultats. Dans le
cas où la filiale n'utilise pas cette possibilité, l'IFP peut proposer
ses résultats à d'autres entreprises. Chaque partenaire supporte les
coûts de sa participation au projet et à l'issue du projet de recher-
che, l'IFP détient les droits de propriété sur les produits et les pro-
cédés alors que sa filiale dispose des droits de propriété relatifs
aux étapes de l'industrialisation des produits et des procédés].

(*) Information couverte par le secret professionnel.



(10) Beicip-Franlab est une société commerciale créée par l'IFP
en 1967. Cette société est spécialisée dans l'édition
et la diffusion de logiciels dans le domaine Exploration-
Gisements ainsi que dans la réalisation d'études et de con-
seil. En 2006, son chiffre d'affaires s'est élevé à
42 millions d'EUR.

(11) Une convention exclusive de développement, de commer-
cialisation et d'utilisation, signée en 2003, pour une durée
de dix ans, établit que Beicip-Franlab a un droit de pre-
mier refus sur les algorithmes, les modèles ou les métho-
dologies développés par l'IFP dans le Domaine Explora-
tion-Gisements et peut demander à l'IFP de réaliser des
produits sur cette base. L'IFP détient l'ensemble des droits
de propriété sur les produits développés. Beicip-Franlab
couvre l'intégralité des coûts de développement des pro-
duits par l'IFP. En outre, Beicip-Franlab verse diverses
rémunérations complémentaires […] (**) destinées à
couvrir la maintenance et les droits d'utilisation. Un ave-
nant a été signé en 2005, qui modifie les modalités de
rémunération tout en retenant le principe de la couver-
ture totale des coûts de développement par Beicip-Fran-
lab.

(12) Prosernat est une société commerciale acquise en 2001
dans le cadre de la cession par ISIS d'IFP Investissements
à l'IFP. Cette société fournit des études et services ainsi que
des ensembles d'équipements dans le domaine du traite-
ment du gaz et de la récupération du soufre. En 2006,
son chiffre d'affaires s'est élevé à 49,9 millions d'EUR.

(13) Un accord de licence cadre et une convention de recher-
che industrielle entre l'IFP et Prosernat ont été signés le
18 août 2003, avec effet rétro-actif au 1er janvier 2002,
pour une durée de dix ans, aux termes [desquels l'IFP pro-
pose les résultats de ses recherches menées dans le
domaine des technologies de traitement du gaz et de
récupération du soufre. L'IFP détient les droits de prop-
riété relatifs aux corrélations, aux procédés et aux équipe-
ments spécifiques associés aux procédés. Si Prosernat est
intéressée par leur commercialisation, il lui appartient de
réaliser à son compte, et en conservant les droits de prop-
riété associés, les travaux d'industrialisation de ces procé-
dés dont elle peut alors obtenir une concession exclusive
de licence] (***). En rémunération de la licence pour les
procédés, Prosernat est redevable d'une redevance sur le
chiffre d'affaires annuel constitué des redevances au titre
des sous-licences. Le taux de redevance au titre des équi-
pements est défini au cas par cas. La rémunération de
l'IFP pour l'accès de Prosernat aux résultats des travaux de
recherche s'élève à […] (**) du chiffre d'affaires annuel
global réalisé par Prosernat.

2.2. La mesure

(14) Jusqu'en 2006, l'IFP était constitué sous la forme d'un
établissement professionnel (6) de droit privé, placé sous
le contrôle économique et financier du gouvernement
français.

(15) Suite au décret no 2006-797 du 6 juillet 2006 (ci-après
“décret du 6 juillet 2006”), pris en application de la loi
no 2005-781 du 13 juillet 2005, l'IFP est devenu un
EPIC (7).

(16) La transformation de l'IFP en EPIC s'explique, selon les
autorités françaises, par deux raisons principalement:
1) mise en cohérence de la nature et du mode de fonc-
tionnement de l'IFP ainsi que des modalités de son finan-
cement et 2) uniformisation du statut des établissements
de recherche.

(17) Plus précisément, aux yeux des autorités françaises, de par
sa transformation d'établissement professionnel (personne
morale de droit privé) en EPIC (personne morale de droit
public), l'IFP s'est rapproché de la sphère publique, ce qui
est cohérent avec le fait que l'IFP exerce une triple mission
d'intérêt général. Il s'agit en outre d'une mise en cohé-
rence des modalités de financement de l'EPIC. En effet,
jusqu'à sa transformation en EPIC, l'IFP avait conservé un
statut de droit privé alors qu'une partie significative de
ses ressources étaient constituée de fonds publics (8).
Enfin, la transformation de l'IFP en EPIC répond à l'objec-
tif du législateur d'uniformiser les statuts des établisse-
ments de recherche et ce, afin de permettre de rapprocher
les règles de gestion de ces organismes, de simplifier et de
rationaliser l'exercice de la tutelle administrative. L'État
conserve un droit d'opposition sur les décisions du con-
seil mais est de plus, dans le nouveau statut, consulté
préalablement pour certaines décisions.

(18) La Commission examine dans cette décision les effets de
la transformation de l'IFP en EPIC sur l'IFP et ses filiales,
en tant qu'opérateur unique sur le marché.

3. EVALUATION DE LA MESURE

(19) L'article 87, paragraphe 1, du traité CE dispose: “Sauf
dérogations prévues par ledit traité, sont incompatibles avec le
marché commun, dans la mesure où elles affectent les échanges
entre États membres, les aides accordées par les États ou au
moyen de ressources d'État sous quelque forme que ce soit qui
faussent ou qui menacent de fausser la concurrence en favorisant
certaines entreprises ou certaines productions.”

11.10.2008C 259/14 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(**) Information couverte par le secret professionnel.
(***) Paraphrase d'informations couvertes par le secret professionnel.
(6) Au sens de la loi no 43-612 du 17 novembre 1943 sur la gestion des

intérêts professionnels.

(7) En France, outre les pouvoirs publics eux-mêmes comme l'État et les
collectivités locales, il existe deux catégories principales de personnes
morales de droit public: les établissements publics et les groupes
d'intérêt public, institués par la loi du 15 juillet 1982. Au sein des “étab-
lissements publics”, il est possible d'opérer une distinction de principe
entre les établissements publics à caractère administratif (EPA), qui assu-
rent les missions traditionnelles de l'administration, et les établisse-
ments publics à caractère industriel et commercial (EPIC), qui exercent
des activités de nature économique.

(8) Une modification du financement de l'IFP est intervenue en 2003 avec
le passage de l'affectation d'une taxe parafiscale additionnelle à la TIPP
(taxe intérieure de consommation sur les produits pétroliers) à une
dotation budgétaire.



(20) Aux termes de la communication de la Commission sur
l'application des articles 87 et 88 du traité CE aux aides
d'État sous forme de garanties (9), la qualification d'aide
d'État sous forme de garantie est établie dès lors que l'on
est en présence de “conditions de crédit plus favorables
obtenues par les entreprises dont la forme juridique exclut la
possibilité d'une procédure de faillite ou d'insolvabilité ou prévoit
explicitement une garantie de l'État ou une couverture des pertes
par l'État” (10).

3.1. Nature des activités de l'IFP et de ses filiales

(21) La jurisprudence communautaire établit que les règles en
matière d'aides d'État s'appliquent uniquement aux entre-
prises, définies comme des entités engagées dans une acti-
vité économique, indépendamment de leur statut légal et
de leur financement (11).

(22) Dans sa lettre datée du 14 décembre 2007, la Commis-
sion mentionnait que l'IFP était engagé, à tout le moins
par le biais de ses filiales, dans certaines activités écono-
miques. Les autorités françaises contestent ce raisonne-
ment. Elles estiment que l'IFP et chacune de ses filiales
forment des entités économiques distinctes, comme elles
l'ont indiqué à plusieurs reprises à la Commission dans le
cadre de la procédure relative au cas C 51/05.

(23) Dans la décision C 51/05, la Commission a détaillé la
relation entre l'IFP et ses filiales. Les conclusions ci-après
s'appuient sur la décision C 51/05 (12).

(24) La Commission estime que, dans une analyse concurren-
tielle, l'IFP et ses filiales Axens, Beicip-Franlab et Prosernat
ne peuvent être considérés comme des opérateurs écono-
miques distincts. Elle se fonde premièrement sur la déten-
tion directe par l'IFP de 100 % du capital d'Axens et de
100 % du capital de Beicip-Franlab et sur la détention
indirecte de 100 % du capital de Prosernat.

(25) Outre le critère de la structure capitalistique, la Commis-
sion prend en compte plusieurs éléments qui, considérés
conjointement, confirment l'analyse de la Commission
que l'IFP et ses filiales, du point de vue des clients et
des concurrents sur les marchés concernés, ne sont pas
séparables. Comme cela ressort de l'Arrêt de la Cour SA
Intermills (13), “en dépit du fait que les trois sociétés
industrielles possèdent chacune une individualité juridique
distincte de l'ancienne société Intermills, toutes ces socié-
tés forment ensemble un groupe unique, en tout cas au
regard de l'aide accordée par les autorités belges. La Com-
mission était donc justifiée à considérer l'ensemble du
groupe comme une ‘entreprise’ unique au regard de l'ap-
plication de l'article 92 du traité”.

(26) S'agissant des missions et des activités de l'IFP et de ses
filiales, la Commission constate que si l'objectif principal

et le statut de l'IFP diffèrent de ceux de ses filiales, la valo-
risation des résultats de R & D de l'IFP sur le marché
figure cependant parmi les priorités définies par l'État
dans son contrat d'objectifs avec l'IFP et s'inscrit dans la
stratégie de développement de l'IFP.

(27) S'agissant du contrôle effectif des filiales, la Commission
a pris en compte, d'une part, la présence de personnels
d'encadrement de l'IFP dans les instances décision-
nelles des filiales et, d'autre part, les centres de décision
concernant les orientations stratégiques et les décisions
fondamentales.

(28) Concernant les accords exclusifs, la Commission concède
qu'ils ne constituent pas en eux-mêmes une indication de
l'absence d'autonomie des entreprises. Cependant, la
Commission note que ces contrats sont essentiels aux
activités économiques des filiales.

(29) La Commission prend en compte également que les pos-
sibilités de recherche collaborative avec d'autres entrepri-
ses dans le domaine d'activités des filiales sont strictement
encadrées dans les accords exclusifs. Ainsi, l'IFP ne peut
engager un projet dans le domaine d'activités des filiales
concernées que dans la mesure où celles-ci ne souhaitent
pas effectuer le projet de recherche, après l'exercice du
droit de premier refus (14). De même, l'IFP dispose d'un
droit de premier refus sur tous les travaux de recherche
que les filiales concernées souhaitent mener. Ce n'est qu'à
l'issue de l'exercice du droit de premier refus par l'IFP, que
les filiales concernées ont la possibilité de proposer le
projet de recherche à d'autres entreprises (13). La Commis-
sion estime que ces restrictions sont un indicateur de l'in-
tégration économique forte de l'IFP et des filiales concer-
nées.

(30) De plus, la Commission a pris en compte l'existence de
contrats de mise à disposition de locaux, personnel, etc.

(31) S'agissant de la question de la perception sur les marchés
concernés, la Commission estime que plusieurs éléments
indiquent que l'IFP et les filiales concernées ont une pré-
sence et une image communes auprès de leurs clients et
de leurs concurrents. Notamment, la Commission note la
mention “IFP Group Technologies” dans les logos d'Axens
et Prosernat ainsi que des liens directs entre les sites inter-
net des filiales concernées et le site internet de l'IFP. De
plus, sur leur site internet, Axens et Prosernat se réfèrent
aux efforts de R & D de l'IFP dans leur domaine d'activi-
tés (15).

(32) Enfin, la Commission note un recoupement entre les
domaines d'activités de l'IFP et ceux des filiales Axens,
Beicip-Franlab et Prosernat, ce qui renforce la nécessité de
considérer le groupe IFP comme une entreprise.
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(9) JO C 155 du 20.6.2008, p. 10.
(10) Le point 1.2 dispose: “La Commission estime que constituent également une

aide sous forme de garantie les conditions de crédit plus favorables obtenues
par les entreprises dont la forme juridique exclut la possibilité d'une procédure
de faillite ou d'insolvabilité ou prévoit explicitement une garantie de l'État ou
une couverture des pertes par l'État.”

(11) Jugement de la Cour dans le cas C-41/90, Hoefner and Elser,
ECR 1991, I-1979 (para. 21); C-309/99, ECR 2002, I-157 (para. 46
et seq.).

(12) Section 7.1 de la décision C 51/05.
(13) Arrêt de la Cour du 14 novembre 1984, SA Intermills contre Commis-

sion des Communautés européennes, Affaire 323/82, Recueil de juri-
sprudence 1984, p. 3809.

(14) […]**
(15) Extrait du site internet d'Axens: “Axens is a refining, petrochemical and

natural gas market focused company offering market-leading products
including processes, catalysts, adsorbents and equipment, backed by
nearly fifty years of R & D and industrial success, backed by nearly fifty
years of R & D and industrial success”. Extrait du site internet de Proser-
nat: “The association of all the scientific skills and development know-
how of Prosernat's mother company IFP, with Prosernat's industrial
experience brings a unique opportunity to turn innovative ideas into
an industrial reality.”



(33) La Commission a donc conclu, dans la décision C 51/05,
que l'IFP et ses filiales (en particulier Axens, Beicip-Franlab
et Prosernat) ne peuvent être distinguées et sont à consi-
dérer comme opérateur économique unique sur les mar-
chés concernés.

(34) En effet l'objectif de valorisation des résultats de R & D
des filiales se situe au cœur de la stratégie de développe-
ment de l'IFP telle que précisée dans son contrat d'objec-
tifs avec l'État. De plus, la détention du capital des filiales
et la présence de personnel dirigeant de l'IFP dans l'encad-
rement des filiales attestent d'un contrôle juridique et de
facto de l'IFP sur les filiales concernées. Enfin, les accords
exclusifs entre l'IFP et les filiales concernées dans des
domaines essentiels à leurs activités témoignent de l'intég-
ration économique des entités en présence. Par ailleurs,
l'image et la présence commune de l'IFP et ses filiales sur
les marchés concernés en constituent un indicateur sup-
plémentaire.

(35) Dans la mesure où les activités des filiales de l'IFP s'intèg-
rent dans la stratégie de développement de l'IFP, où l'IFP
exerce un contrôle non seulement juridique mais égale-
ment de facto, où des accords exclusifs témoignent d'une
forte intégration économique et où l'IFP et les filiales con-
cernées ont une image commune auprès des opérateurs
des secteurs concernés, l'IFP et ses filiales constituent une
entité unique engagée dans une activité économique sur
les marchées concernés.

(36) Dans la mesure où la Commission a conclu, dans la déci-
sion C 51/05, que l'IFP et ses filiales constituent une
entité unique, l'ensemble de cette entité doit être consi-
déré comme potentiel bénéficiaire de la garantie illimitée
de l'État.

3.2. Existence d'une garantie illimitée de l'État: pré-
sence de ressources étatiques

(37) De par son statut d'EPIC, l'IFP bénéficie d'une situation
juridique particulière tant pour ce qui concerne le rem-
boursement de ses créanciers que pour le maintien de
son existence en cas d'insolvabilité. Dans sa lettre datée
du 14 décembre 2007 aux autorités française, la Com-
mission a informé les autorités françaises de ses conclu-
sions préliminaires quant à l'existence d'une garantie illi-
mitée de l'État en faveur de l'IFP étant donné son statut
d'EPIC. Le raisonnement de la Commission s'appuie sur
les arguments développés dans la section ci-dessous.

3.2.1. Conséquences juridiques du statut d'EPIC de l'IFP

3.2.1.1. Inappl icabi l i té des procédures d ' insol -
vabi l i té e t de fa i l l i te

(38) En France, les personnes morales de droit public ne sont
pas soumises au droit commun en matière de
redressement et de liquidation judiciaire d'entreprises en

difficulté. L'inapplicabilité des procédures d'insolvabilité et
de faillite aux personnes morales de droit public
découlerait du principe général d'insaisissabilité des biens
des personnes morales de droit public reconnu par la
jurisprudence française depuis la fin du XIXe siècle, et
notamment par la Cour de Cassation (16).

(39) L'article premier du décret du 6 juillet 2007 a qualifié
l'IFP d'EPIC, l'IFP est donc une personne morale de droit
public. A ce titre, l'IFP n'est pas soumis au droit commun
en matière de redressement et de liquidation judiciaires
d'entreprises en difficulté.

(40) En outre, l'article 2 de la loi no 85-98 du 25 janvier
1985 (ci-après “loi du 25 janvier 1985”), qui définit le
champ d'application des procédures de redressement et
liquidation judiciaires de droit commun en France,
devenu l'article L 620-2 du code de commerce, dispose:
“Le redressement et la liquidation sont applicables à tout com-
merçant, à toute personne immatriculée au répertoire des
métiers, à tout agriculteur et à toute personne morale de droit
privé.” Il résulte de la lettre de cet article ainsi que de
l'interprétation qui en est faite par la jurisprudence fran-
çaise (17), que les procédures collectives du droit commun
ne s'appliquent pas aux personnes morales de droit public
et donc notamment aux EPIC.

3.2.1.2. Appl icabi l i té du pr inc ipe de la respon-
sabi l i té en dernier recours de l 'É ta t pour
les créances des personnes morales de
droi t publ ic ( lo i du 16 jui l le t 1980)

(41) La loi no 80-539 du 16 juillet 1980 (ci-après “loi du
16 juillet 1980”) relative aux astreintes prononcées en
matière administrative et à l'exécution des jugements par
les personnes morales de droit public est applicable à
l'IFP, qualifiée de personne morale de droit public par le
décret du 6 juillet 2006.

(42) L'article premier de la loi no 80-539 du 16 juillet 1980
dispose: “Le représentant de l'État dans le département ou l'au-
torité de tutelle adresse à la collectivité ou à l'établissement une
mise en demeure de créer les ressources nécessaires; si l'organe
délibérant de la collectivité ou de l'établissement n'a pas dégagé
ou créé de ressources, le représentant de l'État dans le départe-
ment ou l'autorité de tutelle y pourvoit et procède, s'il y a lieu,
au mandatement d'office.” Le décret d'application (18) prévoit
que “l'autorité de tutelle dégage, le cas échéant, les ressources
nécessaires” et que ce “dégagement” est réalisé “soit en rédui-
sant les crédits affectés à d'autres dépenses et encore libres, soit
en augmentant les ressources”.

(43) Sur la base de cette loi, l'État pourrait donc être tenu res-
ponsable en dernier recours des créances d'une personne
morale de droit public, et donc de l'IFP, en étant contraint
de fournir à l'IFP les ressources nécessaires pour que la
décision de justice puisse être exécutée.
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(16) Voir notamment l'arrêt du 21 décembre 1987 (1re chambre civile).
(17) CA Paris, 15 février 1991, DA 1991, no 184.
(18) Décret no 81-501 du 12 mai 1981 pris pour l'application de la loi du

16 juillet 1980 relative aux astreintes prononcées en matière administ-
rative et à l'exécution des jugements par les personnes morales de droit
public.



(44) Notons en outre que cette loi est uniquement destinée à
faire exécuter les décisions juridictionnelles passées en
force de chose jugée condamnant soit l'État, soit une col-
lectivité locale, soit un établissement public au paiement
d'une somme d'argent. Elle ne fixe donc pas une procé-
dure de redressement ou de liquidation. L'IFP n'est en fait
soumis à aucune loi fixant une procédure en matière de
redressement et de liquidation judiciaire, que ce soit une
procédure de droit commun ou une procédure spécifique.

(45) Outre les deux éléments précédents (inapplicabilité des
procédures d'insolvabilité et applicabilité du principe de
responsabilité en dernier recours de l'État), la Commission
a relevé que des règles applicables à certains EPIC pour-
raient s'appliquer également à l'IFP.

3.2.1.3. Transfer t des obl igat ions d 'un EPIC dis -
sous à un autre établ i ssement publ ic ou
à l 'É ta t

(46) L'instruction codificatrice no 02-060-M95 du 18 juillet
2002 sur la réglementation financière et comptable des
EPIC, publiée dans le Bulletin Officiel de la Comptabilité
publique, prévoit que deux hypothèses peuvent se présen-
ter en cas de fermeture d'un EPIC doté d'un comptable
public:

— soit un nouvel établissement public se substitue à
l'ancien EPIC et reprend les biens, droits et obligations
de celui-ci,

— soit un texte prononce la dissolution de l'établisse-
ment public; dans ce cas, “le texte portant dissolution
de l'établissement peut, d'ores et déjà, désigner le
dévolutaire du solde de liquidation, en général l'É-
tat” (19).

(47) Le guide sur l'organisation financière des créations, trans-
formations et suppressions des établissements publics
nationaux et des groupements d'intérêt public du
14 novembre 2006, disponible sur le site internet du
ministère des finances, précise (20): “Le texte supprimant l'é-
tablissement doit explicitement prévoir le transfert des droits,
biens et obligations de l'établissement supprimé à la structure
qui reprendra son activité ou son patrimoine (c'est-à-dire soit un
établissement public ou l'État)” … “Plus généralement, il doit
être prévu que le nouvel établissement est substitué aux person-
nes morales dont il reprend l'activité dans les droits et obliga-
tions résultant des contrats passés pour l'accomplissement des
missions qui lui sont attribuées”.

(48) Bien que les dispositions de l'instruction codificatrice et
du guide sur l'organisation financière ne soient applica-
bles qu'aux seuls EPIC dotés d'un agent comptable public,
certains éléments indiquent que des EPIC non dotés d'un
agent comptable public verraient également, en cas de
clôture, leurs dettes transférées à l'État ou à un autre étab-
lissement public.

(49) Ainsi Charbonnages de France a publié dans les notes à
ses comptes financiers du 31 décembre 2000 que tous
les droits et obligations d'un EPIC doivent être transférés
soit à une autre entité publique, soit au gouvernement
français lui-même, et les termes et conditions d'un tel
transfert doivent être précisés dans la loi adoptée pour
clôturer l'EPIC en question. Cette affirmation ne se limite
pas aux seuls EPIC dotés d'un agent comptable public;
d'ailleurs, Charbonnages de France est un EPIC sans agent
comptable public.

(50) Par ailleurs, selon certaines agences de notation, dans
l'hypothèse d'une dissolution de l'ERAP (21), bien que l'E-
RAP soit également un EPIC sans agent comptable public,
le solde de sa dette et de ses actifs serait également trans-
féré à l'État. Selon Fitch (22), “en tant qu'EPIC, l'ERAP n'est
pas soumis aux procédures de liquidation. Il ne peut être dissous
que par une procédure législative et, dans cette hypothèse, le
solde de sa dette et de ses actifs reviendront à l'État”. Selon
Moody's (23), “l'ERAP ne peut faire l'objet de restructurations
imposées par le tribunal de procédures de liquidation judiciaire.
Ainsi, en cas de dissolution de la société, ses actifs/passifs serai-
ent transférés à l'autorité responsable de sa création, à savoir
l'État lui-même”.

(51) A la vue de ces éléments, et bien que l'IFP ne soit pas
doté d'un agent comptable public (24), la Commission
n'exclut pas que dans l'hypothèse d'une liquidation, le
principe du transfert des dettes à l'État ou à une autre
entité publique soit applicable à l'IFP, compte tenu de son
statut d'EPIC. Dès lors, le créancier aurait la garantie de
ne pas perdre sa créance et pourrait se contenter d'un
taux d'intérêt moindre. Un tel transfert aurait donc les
mêmes effets qu'une garantie.

3.2.1.4. Accès direct aux comptes du Trésor

(52) Toujours selon Fitch (25), “la liquidité de l'ERAP est garantie
par son accès immédiat aux comptes d'avance du Trésor”.
Comme l'ERAP est un EPIC, la Commission s'interroge
sur l'accès que pourrait également avoir l'IFP aux comptes
d'avance du Trésor.

3.2.2. Position des autorités françaises

(53) Les autorités françaises contestent l'existence d'une garan-
tie illimitée de l'État dérivée du statut d'EPIC de l'IFP. Dans
leur lettre datée du 30 janvier 2008, les autorités françai-
ses détaillent leurs arguments et renvoient également la
Commission à l'argumentaire détaillé qu'elles ont produit
dans le dossier La Poste, mutatis mutandis.
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(19) Cf. chapitre 3 de l'instruction sus mentionnée.
(20) Cf. partie IV, B: “Quelles dispositions juridiques prévoir?”, p. 21.

(21) Créé en 1965, l'ERAP (Entreprise de Recherche et d'Activités Pétroliè-
res) est un EPIC dont l'objet social est de prendre, à la demande de l'É-
tat, des participations dans des entreprises des secteurs de l'énergie, de
la pharmacie et des télécommunications.

(22) Cf. article “Fitch attribue la note préliminaire AAA au programme EMTN
garanti de EUR 10MD de ERAP”.

(23) Cf. article “Moody's attribue la notation Aaa au programme d'EMTN de l'E-
RAP portant sur 10 milliards d'EUR”.

(24) En application de l'article 21 du décret du 6 juillet 2006, “En matière de
gestion financière et comptable, l'IFP est soumis aux règles applicables aux ent-
reprises industrielles et commerciales”.

(25) Cf. article “Fitch attribue la note préliminaire AAA au programme EMTN
garanti de 10 milliards d'EUR de ERAP”.



3.2.2.1. Sur la non soumiss ion de l ' IFP aux pro-
cédures col lect ives de droi t pr ivé déf i -
n ies par la lo i de 1985

(54) De l'avis des autorités françaises (26), la loi de 1985 n'é-
tant qu'une loi de procédure, la circonstance que les EPIC,
et donc l'IFP, n'entrent pas dans son champ d'application
ne signifie nullement qu'il ne peut se trouver en situation
de cessation de paiement, pas plus qu'elle n'interdit la
mise en œuvre à leur encontre d'une procédure de redres-
sement, de liquidation ou de faillite.

(55) En outre, la non-application de la loi du 25 janvier 1985
ne signifie pas non plus que, dans une situation de cessa-
tion des paiements, l'État serait par construction tenu de
faire face au passif exigible de l'établissement public en
cause. Il n'existe en effet pas, en droit français, de principe
qui permettrait de déduire de l'inapplicabilité aux person-
nes publiques de la procédure de redressement et de liqui-
dation de droit commun l'exclusion de la possibilité
même de la faillite d'un EPIC et d'une procédure de faillite
à son encontre. Les autorités françaises arguent de ce qu'il
existe une législation appropriée applicable en cas d'insol-
vabilité d'un EPIC, la loi du 16 juillet 1980.

3.2.2.2. Sur l ' ex is tence d 'un pr inc ipe autonome
de garant ie résul tant de la lo i du
16 jui l le t 1980

(56) Les autorités françaises contestent l'interprétation de la
Commission d'un principe de responsabilité en dernier
recours de l'État pour les créances des EPIC.

(57) En particulier, selon les autorités françaises, on ne saurait
déduire de la loi du 16 juillet 1980 une obligation pour
l'État de se substituer financièrement aux personnes pub-
liques. Selon elles, la seule obligation que confèrent à l'É-
tat la loi du 16 juillet 1980 et son décret d'application est
une obligation de substitution à l'exécutif de la personne
morale concernée, dans un rôle largement assimilable à
celui d'un mandataire ad hoc. En aucun cas, la loi ne pré-
voirait une obligation pour l'État d'engager ses propres
ressources, ce qui seul aurait pu, selon les autorités fran-
çaises, constituer la base juridique d'une garantie (27).

(58) Les autorités françaises affirment que cette analyse est
confirmée par la jurisprudence.

(59) Les autorités françaises invoquent (28) deux arrêts du Con-
seil d'État relatifs à l'affaire Campoloro (10 novembre
1999 et 18 novembre 2005). Ces deux arrêts montrerai-
ent que la loi du 16 juillet 1980 n'entraîne d'une part en
aucun cas l'obligation pour l'État de se substituer financiè-
rement à une commune pour acquitter ses dettes et
n'implique d'autre part aucune responsabilité “de prin-
cipe” de l'État puisque dès lors qu'il a intégralement exercé
ses compétences, il n'encourt aucune responsabilité pour
faute (29).

(60) Les autorités françaises concluent donc que, dans le cas
de l'IFP, la loi du 16 juillet 1980 confère à l'autorité de
tutelle un pouvoir de substitution à l'exécutif de la per-
sonne à laquelle il se substitue et qu'à ce titre la tutelle ne
peut exercer que les compétences de cet exécutif, qui
n'incluent pas la possibilité de disposer du budget d'État.
Les pouvoirs de la tutelle seraient alors limités à ceux de
l'exécutif de l'IFP, exécutif qui n'a pas le pouvoir d'accor-
der à son entreprise une subvention de l'État ou toute
autre forme de ressource provenant du budget de l'État.
Aux yeux des autorités françaises, dans le cadre de la pro-
cédure instituée par la loi du 16 juillet 1980, la tutelle
n'aurait donc pas le pouvoir d'accorder à l'IFP une sub-
vention de l'État ou toute autre forme de ressource prove-
nant du budget de l'État.

(61) Les autorités françaises ajoutent que la loi du 1er août
2001 relative aux lois de finances (LOLF), dont l'autorité
est supérieure à celle des lois ordinaires, pose le principe
d'une absence de présomption de garantie de l'État. En
application de l'article 61 de la LOLF, si les EPIC bénéfi-
ciaient de la garantie de l'État, il aurait été nécessaire
d'inscrire cette garantie en loi de finances (30). En effet,
depuis l'entrée en vigueur de la LOLF, aucune garantie ou
reprise de dette de tiers par l'ETA ne peut être mise en
œuvre en l'absence d'une autorisation dans la loi de
finances. Par ailleurs, les autorités françaises citent le Con-
seil d'État (31), selon lequel tout mécanisme “équivalent” à
une garantie de l'État doit être considéré comme une
garantie au sens de la LOLF.
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(26) Cf. note des autorités françaises pour la Commission européenne reçue
le 30 janvier 2008.

(27) A l'appui de cette position, les autorités françaises citaient, dans la
cadre du cas postal (E 15/05), les “travaux préparatoires de ladite loi,
où le gouvernement se serait opposé aux amendements visant à faire
une obligation de la possibilité pour l'État d'aider une collectivité locale
par une subvention exceptionnelle. Elles citent également un article de
doctrine, selon lequel l'attribution d'une subvention exceptionnelle
serait en dehors de l'exercice du pouvoir de substitution visé par
l'article 1er de la loi du 16 juillet 1980”.

(28) Cf. lettre des autorités françaises du 30 janvier 2008.
(29) Les réponses apportées par les autorités françaises dans le cas postal

apportent davantage de précisions. Les autorités françaises arguent
dans leur courrier qu'“en recherchant s'il y a avait lieu de mettre en jeu
la responsabilité de l'État sur le terrain de la faute — lourde qui plus
est —, le Conseil d'État aurait par principe exclu toute forme de res-
ponsabilité ‘de plein droit’. En effet, si la loi de 1980 impliquait une res-
ponsabilité de l'État en dernier recours sur les dettes des personnes
morales de droit public, le Conseil d'État n'aurait pas eu à analyser la
responsabilité de l'État sur le terrain de la faute: il se serait contenté
d'appliquer ce principe et aurait condamné l'État à rembourser aux
créanciers les dettes de la commune”.

(30) Cf. lettre des autorités françaises du 24 avril 2006.
(31) Rapport annuel du Conseil d'État de 2006: dans la mesure où certaines

des stipulations de ces protocoles [protocoles modifiant respective-
ment les conventions de Paris et Bruxelles relatives à la responsabilité
civile dans le domaine de l'énergie nucléaire] doivent être regardées
comme “équivalentes” à des garanties d'État, il y a lieu d'appliquer le cin-
quième alinéa de l'article 34 de la loi organique no 2001-692 du
1er août 2001 relative aux lois de finances.



(62) Enfin, selon les autorités françaises, si les EPIC bénéficiai-
ent de la garantie d'État, leur transformation en société
anonyme serait impossible, sauf à être accompagnée de
mesures de garanties explicites de nature à préserver les
droits des créanciers nés antérieurement à la transforma-
tion de la personne publique concernée. Or selon les
autorités françaises, jamais un tel mécanisme n'a été mis
en place. En outre, jamais le Conseil constitutionnel,
pourtant saisi des transformations de France Télécom, de
Gaz de France, d'Électricité de France et d'ADP (Aéroports
de Paris) (32), n'a soulevé cette question.

3.2.3. Évaluation de la mesure par la Commission

(63) Comme indiqué au considérant 37, la Commission
estime que, de par son statut d'EPIC, l'IFP bénéficie d'un
statut juridique particulier tant en ce qui concerne le rem-
boursement de ses créanciers qu'en ce qui concerne le
maintien de son existence en cas d'insolvabilité. Deux
types de garanties ont été identifiées: garantie sur le rem-
boursement des créances individuelles et garantie sur le
maintien de l'existence de l'IFP et/ou de ses obligations.
Dans les paragraphes ci-après, la Commission va évaluer
ces deux types de garanties ainsi que les propositions des
autorités françaises.

Garant ie sur le remboursement des créances
indiv iduel les

(64) Comme indiqué au point 3.2.1.2 de la présente décision,
la Commission estime que la loi du 16 juillet 1980 imp-
lique une garantie de l'État en dernier ressort sur l'ensem-
ble des engagements de l'IFP. L'article premier de la loi du
16 juillet 1980 dispose en effet: “Le représentant de l'État
dans le département ou l'autorité de tutelle adresse à la collecti-
vité ou à l'établissement une mise en demeure de créer les res-
sources nécessaires; si l'organe délibérant de la collectivité ou de
l'établissement n'a pas dégagé ou créé de ressources, le représen-
tant de l'État dans le département ou l'autorité de tutelle y
pourvoit et procède, s'il y a lieu, au mandatement d'office” (33).
Son décret d'application en suggère même l'existence (34):
“L'autorité de tutelle dégage, le cas échéant, les ressources néces-
saires, soit en réduisant des crédits affectés à d'autres dépenses et
encore libres d'emploi, soit en augmentant les ressources.” Le
décret n'exclut pas que l'augmentation des ressources
provienne de ressources externes à l'entreprise, ni du bud-
get de l'État.

(65) Dans leur courrier daté du 30 janvier 2008, les autorités
françaises renvoyaient la Commission aux propositions
faites dans le cas postal afin de lever tout doute concer-
nant la présence d'une garantie illimitée. La Commission
se réfère donc au raisonnement appliqué dans le cas pos-
tal, synthétisé ci-après, mutatis mutandis.

(66) Les autorités françaises proposent (35) de modifier le
décret d'application de la loi du 16 juillet 1980 en préci-

sant que le représentant de l'État ou l'autorité de tutelle
dégage les ressources nécessaires au sein du budget de la
collectivité ou de l'établissement. Ainsi modifiée, la dispo-
sition du décret deviendrait: “Lorsque la mise en demeure est
restée sans effet à l'expiration de ces délais, le représentant de
l'État ou l'autorité chargée de la tutelle procède à l'inscription de
la dépense au budget de la collectivité ou de l'établissement pub-
lic défaillant. Il dégage, le cas échéant, les ressources nécessaires
au sein du budget de la collectivité ou de l'établissement
soit en réduisant des crédits affectés à d'autres dépenses et encore
libres d'emploi, soit en augmentant les ressources” (modifica-
tions soulignées) (36).

(67) La Commission relève que la proposition française n'est
pas satisfaisante en ce qu'elle n'exclut pas que ce dégage-
ment de ressources puisse se faire grâce à une augmenta-
tion des ressources permise par une subvention ou une
injection de ressources publiques.

(68) Par ailleurs, cette proposition ne permet pas d'exclure que
dans l'hypothèse où les ressources de l'IFP seraient épui-
sées, le créancier qui n'aurait pas obtenu le rembourse-
ment de sa créance dans le cadre de l'application de la loi
de 1980 se tourne vers la justice pour engager la respon-
sabilité de l'État sur le fondement de la rupture de l'égalité
devant les charges publiques. En particulier, la Commis-
sion a des doutes sur l'affirmation des autorités françaises
selon laquelle la responsabilité de l'État ne pourrait
être engagée pour rupture de l'égalité devant les charges
publiques.

(69) En effet, la prétendue absence de pouvoir discrétionnaire
du préfet ne semble pas prouvée dans le cas d'espèce.
Comme mentionné dans la décision C 51/05, la France
estime que l'activité de recherche de l'IFP constitue une
mission d'intérêt général, s'inscrivant dans une logique,
reconnue au niveau national, communautaire et mondial,
d'assurer sur le long terme la sécurité des approvisionne-
ments en hydrocarbures. Vu la mission d'intérêt général,
le préfet pourrait privilégier la continuité du service
d'intérêt général sur le droit du créancier à voir sa dette
remboursée, il ne serait alors pas exclu que la responsabi-
lité sans faute de l'État puisse être engagée.

(70) Afin de lever les doutes de la Commission en ce qui con-
cerne l'hypothèse d'une responsabilité sans faute de l'État
en cas d'insuffisance d'actifs, les autorités françaises ont
également proposé (37), dans le cadre du cas postal, de:
s'engager conjointement avec La Poste, pour chaque opé-
ration, à porter la mention suivante (pour tout instru-
ment couvert par un contrat): “l'émission/le programme/
l'emprunt ne bénéficient d'aucune garantie d'aucune sorte,
directe ou indirecte, de la part de l'État. En cas d'insolvabilité,
l'État ne serait pas tenu de se substituer financièrement à
La Poste pour le paiement de la créance” (38). Une telle propo-
sition pourrait s'appliquer à l'IFP également.
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(32) Décisions nos 96-380 DC, 2004-501 DC, 2005-513 DC.
(33) Les dictionnaires LITTRE et de l'Académie française définissent le verbe

“pourvoir” comme “suppléer à ce qui manque”.
(34) Décret d'application no 81-501 du 12 mai 1981, article 3-1, quatrième

alinéa.
(35) Proposition faite par courrier daté du 16 janvier 2007 dans le cadre du

cas C 56/07, “La Poste”.

(36) C 56/07, p. 10.
(37) Par note datée du 19 mars 2007.
(38) C 56/07, p. 13.



(71) La Commission reconnaît qu'il s'agit d'une mesure sus-
ceptible de restreindre les possibilités pour le créancier
ayant signé un tel contrat d'obtenir le remboursement de
sa créance par une action en justice. Elle garde néanmoins
des doutes sur la pérennité de cette solution, l'exception
pour risque accepté étant une règle établie par la jurispru-
dence qui pourrait toujours évoluer (le revirement juri-
sprudentiel est d'autant moins à exclure que la jurispru-
dence évolue vers une extension du régime de responsabi-
lité sans faute de l'État). En outre, cette proposition,
découlant des principes fondamentaux du droit public,
par le biais d'instruments de droit secondaires, semble
imparfaite, car ces instruments seraient susceptibles d'être
annulés assez facilement en cas de conflit. Enfin, la Com-
mission souligne que les créances de l'IFP peuvent être
non seulement financières mais également commerciales
ou d'autre nature encore.

(72) Suivant la proposition des autorités françaises, les fournis-
seurs de l'IFP, par exemple, ne seraient pas informés de
l'absence de garantie de l'État sur leur créance. Dès lors, il
n'est pas à exclure que pour une fourniture de bien ou de
service impliquant une créance, ils octroient à l'IFP de
meilleures conditions que ce qu'ils octroieraient à une
entreprise ne bénéficiant pas de la garantie de l'État. L'IFP
contracte également des dettes auprès de fournisseurs
extérieurs dans le cadre de travaux qu'il réalise pour le
compte de ses filiales commerciales (39). Comme conclu
par la Commission dans la Décision C 51/05, les filiales
de l'IFP sont perçues sur le marché comme étant partie
de l'IFP. Cette perception commune, associée au statut
d'EPIC de l'IFP, pourrait alors diminuer l'évaluation du ris-
que de défaillance des crédits des filiales de l'IFP. En outre,
les autorités françaises ont confirmé, dans leur courrier
daté du 26 juin 2008, l'existence de contrats co-signés
par l'IFP et ses filiales avec des fournisseurs (bien qu'à
l'heure actuelle il s'agisse majoritairement de contrats
dans le domaine du transport).

(73) Les autorités françaises affirment dans leur courrier daté
du 27 septembre 2007 qu'aucun contrat ne serait couvert
par une intervention de l'État grâce au statut d'EPIC de
l'IFP. Elles ajoutent qu'aucun contrat conclu par l'IFP ne
fait référence à une éventuelle garantie de l'État français,
ou à une éventuelle intervention étatique en cas de défail-
lance de l'IFP. Néanmoins, comme précisé au paragraphe
ci-dessus, la Commission ne peut pas exclure qu'il y ait
une attente dans le chef, notamment des fournisseurs, de
garantie par l'État.

(74) Enfin, dans l'hypothèse même où les propositions françai-
ses bloqueraient toute possibilité pour un créancier finan-
cier de l'IFP d'engager la responsabilité de l'État pour
obtenir le remboursement de sa créance, ces propositions
ne permettent pas d'établir clairement ce qui se passerait
en cas d'insolvabilité de l'IFP. En effet, un créancier de
l'IFP qui n'a pu obtenir le remboursement de sa créance
en demandant l'exécution de sa créance individuelle pour-
rait toujours espérer qu'il obtiendra le remboursement de
sa créance dans le cadre d'un redressement global de l'IFP,
financé par l'État.

Garant ie sur le maint ien de l ' ex is tence de l ' IFP
et /ou de ses obl igat ions

(75) Comme indiqué au point 3.2.2.1 de la présente décision,
les personnes morales de droit public sont exclues du
champ d'application des procédures de redressement et
liquidation judiciaires de droit commun en France. Ceci
n'est pas contesté par les autorités françaises.

(76) Or, aux termes de la communication de la Commission
sur l'application des articles 87 et 88 du traité CE aux
aides d'État sous forme de garanties (40), la qualification
d'aide d'État sous forme de garantie est établie dès lors
que l'on est en présence de “conditions de crédit plus favora-
bles obtenues par les entreprises dont la forme juridique exclut
la possibilité d'une procédure de faillite ou d'insolvabilité ou pré-
voit explicitement une garantie de l'État ou une couverture des
pertes par l'État” (41).

(77) Bien qu'en 2007, l'endettement financier de l'IFP était nul,
ses filiales (Axens et Beicip-Franlab en particulier) avaient
des dettes auprès d'établissements de crédit.

(78) De surcroît, dans le cas de l'IFP, aucune procédure de
redressement ou de liquidation n'est définie a priori. La
procédure spécifique de protection des créanciers de per-
sonnes morales de droit public en difficulté, créée par la
loi du 16 juillet 1980, ne peut être considérée comme
une procédure de liquidation et en tout état de cause, elle
n'est pas équivalente à la procédure de droit commun
tant du point de vue de son déclenchement, de ses moda-
lités que de ses effets.

(79) Il est donc impossible d'être certain que la procédure qui
serait suivie en cas d'insuffisance d'actifs de l'IFP condui-
rait au même résultat que l'application de la procédure de
liquidation suivie dans le droit commercial en termes de
droits et obligations de l'IFP, de ses créditeurs et de son
propriétaire. En particulier, alors que le créancier d'une
entreprise de droit commercial sait qu'il encourt le danger
d'une perte de sa créance, ce danger n'est pas établi dans
le cas de l'IFP (42).
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(39) […]**

(40) JO C 155 du 20.6.2008, p. 10.
(41) Le point 1.2 dispose: “La Commission estime que constituent également une

aide sous forme de garantie les conditions de crédit plus favorables obtenues
par les entreprises dont la forme juridique exclut la possibilité d'une procédure
de faillite ou d'insolvabilité ou prévoit explicitement une garantie de l'État ou
une couverture des pertes par l'État.”

(42) Dans le cadre du cas postal, les autorités françaises, interrogées sur la
procédure qui serait suivie en cas d'insuffisance d'actifs de “La Poste”,
ont indiqué que si la procédure instituée par la loi du 16 juillet 1980
butait sur l'insuffisance d'actifs de “La Poste” et si l'autorité de tutelle se
trouvait dans l'impossibilité de créer les ressources nécessaires au paie-
ment de la somme due, “la procédure prévue par la loi du 16 juillet 1980
serait terminée”. Les autorités françaises n'ont pas donné pas davantage
d'informations sur ce qui se passerait par la suite.



(80) Quant aux filiales de l'IFP, elles peuvent bénéficier d'une
recapitalisation par l'IFP, dans le respect des règles com-
munautaires applicables, comme confirmé par les autori-
tés françaises dans leur courrier daté du 26 juin. En mars
2006, l'IFP a notamment recapitalisé sa filiale Prosernat
qui présentait une situation nette négative mais avait
engagé un redressement. Il apparaît donc que l'IFP peut
par le biais d'un transfert intra-groupe soutenir ses filiales,
ce qui s'expliquerait par le fait que l'IFP et ses filiales sont
un opérateur économique unique. Dès lors, on ne peut
exclure que l'IFP, grâce à la protection reçue par la garan-
tie étatique, puisse plus facilement agir ainsi, n'étant pas
soumis à la procédure d'insolvabilité et faillite de droit
commun. Le statut d'EPIC pourrait donc garantir à l'IFP et
ses filiales une situation préférentielle par rapport aux
autres opérateurs soumis au droit commercial.

(81) La Commission signale que, pour démontrer que l'IFP ne
bénéficie pas d'un avantage sur les entreprises soumises
au droit commercial, il conviendrait de définir et de
rendre publique la procédure qui serait suivie en cas d'in-
solvabilité de l'IFP et, au cas où cette procédure serait dif-
férente de celle définie par le droit commercial, de mont-
rer qu'une telle procédure donne aux créanciers de l'IFP
des droits qui ne sont pas supérieurs à ceux qu'ils aurai-
ent en application des règles de droit commercial.

(82) La Commission n'exclut pas qu'après l'épuisement des
ressources de l'établissement public, la procédure
suivie soit celle fixée par l'instruction codificatrice
no 02-060-M95 du 18 juillet 2002 sur la réglementation
financière et comptable des établissements publics natio-
naux à caractère industriel et commercial et par le guide
sur l'organisation financière des créations, transforma-
tions et suppressions des établissements publics natio-
naux et des groupements d'intérêt public du 14 novembre
2006.

(83) L'instruction codificatrice prévoit que deux hypothèses
peuvent se présenter en cas de fermeture d'un EPIC
doté d'un comptable public, comme mentionné au
considérant 46.

(84) L'application de cette instruction aurait pour effet de
reporter la charge de la dette sur une entité publique (et
donc d'engager les ressources publiques) et de garantir au
créancier la pérennité de sa créance, ce qui aurait les
mêmes effets qu'une garantie illimitée.

(85) La Commission a également des doutes sur la possibilité
qu'aurait l'IFP d'accéder aux comptes d'avance du Trésor, à
l'instar de l'ERAP, ce qui engagerait directement les res-
sources de l'État.

(86) La Commission souligne que rien n'empêche la France de
clarifier un cadre juridique actuellement opaque en sou-
mettant l'IFP aux procédures de redressement et de liqui-
dation du code du commerce ou bien, si la France estime
qu'une telle soumission est incompatible avec la forme de
droit public de l'IFP et que la France souhaite garder la
forme de droit public de l'IFP, en définissant une procé-
dure de faillite spécifique en application de laquelle les
créanciers de l'IFP seraient dans la même situation que les

créanciers d'une entreprise de droit privé. A défaut d'un
tel éclaircissement, la Commission conclut que la France
laisse le marché croire qu'en cas d'épuisement des res-
sources de l'IFP, la créance serait néanmoins maintenue
grâce à une garantie de l'État sur l'existence même de l'IFP
ou sur la transmission des obligations de l'IFP à une autre
entité publique.

(87) Par conséquent, la France pourrait être considérée comme
responsable des attentes créées dans les chefs des créan-
ciers de l'IFP quant à l'existence d'une garantie. L'État
pourrait donc être obligé de rembourser les dettes de l'IFP
si celui-ci n'était plus en mesure de respecter ses engage-
ments. Cette situation juridique opaque procure un avan-
tage à l'IFP et est susceptible d'engager les ressources de
l'État.

(88) Par ailleurs, la garantie illimitée de l'État en faveur de l'IFP
induit un transfert de ressources d'État au sens du
point 2.1 de la communication susmentionnée, selon
lequel: une garantie de l'État “présente l'avantage de faire
supporter par l'État le risque qui y est associé. Or, cette prise de
risque devrait normalement être rémunérée par une prime
appropriée. Lorsque l'État renonce à tout ou partie de cette
prime, il y a à la fois avantage pour l'entreprise et ponction sur
les ressources publiques. Par conséquent, même si, finalement,
l'État n'est pas amené à faire des paiements au titre de la garan-
tie accordée, il peut néanmoins y avoir aide d'État au sens de
l'article 87, paragraphe 1, du traité”.

(89) La garantie illimitée de l'État en faveur de l'IFP est impu-
table à l'État parce qu'elle découle de la combinaison de
deux actes législatifs, à savoir la loi du 25 janvier 1985,
devenue le code de commerce, et la loi no 80-539 du
16 juillet 1980, ainsi que d'actes réglementaires.

3.3. Existence d'un avantage sélectif

(90) De l'avis de la Commission, l'IFP tirerait un avantage de
cette situation, principalement au travers de conditions de
financement réputées plus favorables dont il bénéficierait
sur les marchés financiers. Cet avantage, financé au
moyen de ressources d'État, constituerait une aide d'État
au sens de la communication de la Commission susmen-
tionnée sur l'application des articles 87 et 88 du traité CE
aux aides d'État sous forme de garanties.

3.3.1. Position des autorités françaises

(91) Les autorités françaises contestent la présence d'un avan-
tage économique pour l'IFP. Les autorités françaises réit-
èrent leur argument qui est que l'IFP ne peut bénéficier
d'aucun avantage d'aucune sorte étant donné que la loi
du 16 juillet 1980 instaurerait une véritable procédure
d'insolvabilité et que les textes n'impliquent pas de prin-
cipe de responsabilité en dernier recours de l'État pour les
créances des EPIC. Ensuite, les autorités françaises consi-
dère qu'il est difficile, compte tenu de la situation finan-
cière de l'IFP, de dire que si cet avantage existait il se tra-
duirait par des conditions de financement plus favorables
sur les marchés des capitaux.
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(92) Dans leur courrier daté du 28 septembre 2007, les auto-
rités françaises avaient présenté la situation financière de
l'IFP et de trois de ses filiales ainsi que la raison du
changement de statut et son impact sur la situation de
l'IFP.

3.3.1.1. Sur les condi t ions de f inancement de
l ' IFP et de ses f i l ia les

(93) Les autorités françaises affirment que le changement de
statut de l'IFP n'a eu d'impact ni sur sa situation financière
ni sur ses conditions de financement. La transformation
de l'IFP en EPIC n'aurait pas eu d'impact sur ses condi-
tions de financement dans la mesure où ses ressources
financières demeurent identiques (43) et que les conditions
d'accès à ses ressources de financement habituelles
demeurent inchangées. En 2006, l'IFP avait un niveau
d'endettement nul. Par ailleurs, les autorités françaises
soulignent que depuis 2004, l'IFP n'a aucun emprunt à
échéance de plus d'un an, et que la dotation budgétaire a
très sensiblement baissé depuis son niveau plafond de
2001.

(94) Quant aux filiales de l'IFP, Axens, Beicip-Franlab et Proser-
nat en particulier, elles bénéficient d'emprunts et de con-
cours bancaires dans des conditions liées à l'appréciation
des créanciers sur leur situation financière respective. Ces
sociétés n'ont pas emprunté sur les marchés financiers
depuis 2003. Les filiales de l'IFP, tout comme l'IFP, ne
sont pas notées par les agences de notation
internationales.

3.3.1.2. Sur les re la t ions de l ' IFP et ses f i l i a les
avec leurs fournisseurs

(95) Les autorités françaises affirment que les relations de l'IFP
et de ses filiales avec leurs fournisseurs n'ont pas été
modifiées par le changement de statut de l'IFP.

(96) La transformation de l'IFP en EPIC s'opère avec une
continuité de sa personnalité morale, de son activité, de
ses biens, droits, obligations, contrats et autorisations (44).
Le changement de statut de l'IFP n'aurait donc eu aucun
impact sur les relations de l'IFP avec ses fournisseurs,
lesquelles demeurent soumises aux règles du droit privé.
L'IFP reste un “pouvoir adjudicateur” (45) soumis aux
procédures de publicité et de mise en concurrence (46).

Les obligations de publicité et de mise en concurrence
s'appliquent aux contrats passés entre l'IFP et ses filiales,
dès lors que l'activité de ces filiales n'est pas
principalement consacrée à l'IFP. En outre, les autorités
françaises établissent que les conditions générales d'achat
de l'IFP ne contiennent pas de clauses exorbitantes de
droit commun.

(97) Quant aux filiales de l'IFP, en tant que sociétés commer-
ciales, elles ne sont pas des pouvoirs adjudicateurs, leur
activité n'étant pas, même partiellement, destinée à satisf-
aire “des besoins d'intérêt général ayant un caractère autre que
commercial”. Le changement de statut de l'IFP n'aurait, là
non plus, pas eu d'impact. Les autorités françaises pré-
cisent que pour les filiales (Axens, Beicip-Franlab et Pro-
sernat en particulier) ayant des conditions générales d'a-
chat standard, celles-ci n'ont pas été modifiées à cause du
changement de statut de l'IFP.

3.3.2. Évaluation de la mesure par la Commission

(98) L'inapplicabilité de la procédure de droit commun en
matière de redressement et de liquidation judiciaire aux
personnes morales de droit public implique que l'IFP
bénéficie d'avantages économiques au sens du point 2.1.3
de la communication de la Commission susmentionnée,
notamment des conditions de financement plus favora-
bles sur les marchés des capitaux.

(99) En application de l'article 1.2 de la communication de la
Commission susmentionnée, les conditions de crédit plus
favorables obtenues par les entreprises dont le statut légal
exclut la possibilité d'une procédure de faillite ou d'insol-
vabilité ou prévoit explicitement une garantie de l'État ou
une couverture des pertes par l'État, sont regardées
comme une aide sous forme de garantie.

(100) Les conditions de crédit sont fixées notamment sur la
base de la notation (47) financière: plus la notation d'une
entreprise se dégrade à cause d'un risque d'insolvabilité
accru, plus la rémunération exigée par l'investisseur sera
élevée. A contrario, une entreprise bénéficiant d'un risque
d'insolvabilité très faible, voire nul dans le cas d'une
garantie illimitée et pérenne de l'État, se verra attribuer
une note très élevée et pourra emprunter dans des condi-
tions très favorables.

(101) L'IFP et ses filiales ne font pas l'objet d'une notation
financière par une agence de notation externe. Toutefois,
les financements accordés à l'IFP (considérée comme for-
mant un opérateur économique avec certaines de ses filia-
les) se basent également sur une appréciation du risque
de défaut par les organismes de crédit.
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(43) Les ressources financières de l'IFP sont précisées à l'article 20 du décret
du 6 juillet 2006.

(44) Comme précisé ci-avant, l'article 95-VI de la loi du 13 juillet 2005.
(45) Suivant l'article 3 de l'ordonnance du 6 juin 2005, qui reprend les ter-

mes de la directive 2004/18/CE susvisée du 31 mars 2004, sont des
pouvoirs adjudicateurs: “Les organismes de droit privé ou les organismes de
droit public autres que ceux soumis au code des marchés publics dotés de la per-
sonnalité juridique et qui ont été créés pour satisfaire spécifiquement des
besoins d'intérêt général ayant un caractère autre qu'industriel et commercial,
dont a) soit l'activité est financée majoritairement par un pouvoir adjudicateur
soumis au code des marchés publics ou à la présente ordonnance; b) soit la
gestion est soumise à un contrôle par un pouvoir adjudicateur soumis au code
des marchés publics ou à la présente ordonnance; c) soit l'organe d'administra-
tion, de direction, ou de surveillance est composé de membres dont plus de la
moitié sont désignés par un pouvoir adjudicateur soumis au code des marchés
publics ou à la présente ordonnance.”

(46) En vertu de l'ordonnance no 2005-649 du 6 juin 2005 relative aux
marchés passés par certaines personnes publiques ou privées non sou-
mises au code des marchés publics et de son décret d'application
no 2005-1742 du 30 décembre 2005.

(47) La notation financière d'une entreprise, attribuée par des agences de
notation indépendantes telles que Standard and Poor's, Moody's ou
Fitch, mesure la probabilité de défaut de l'entreprise qui emprunte, et
sa capacité de rembourser entièrement et à temps ses engagements
financiers de dette. Elle consiste donc en une appréciation, par une
agence indépendante, du risque de défaillance de l'emprunteur, mesuré
sur une échelle de notes. La notation financière est le passage obligé du
financement des entreprises sur les marchés des capitaux; elle est en
outre de plus en plus utilisée comme référence pour les emprunts ban-
caires.



(102) Dans un rapport au Sénat français, la Commission des
finances a même déclaré au sujet de Réseau Ferré Natio-
nal: “Ce mécanisme [de financement], combiné à la garantie
implicite illimitée et inconditionnelle de l'État, grâce à son statut
d'EPIC, est susceptible de donner au ‘Réseau Ferré National’
une capacité d'emprunt importante, à des niveaux de taux d'in-
térêt très proches de ceux de la SNCF”.

(103) Actuellement, l'IFP (en ce compris ses filiales) recourt au
marché du crédit pour financer sa dette. Par conséquent
la Commission ne peut exclure le fait que l'IFP bénéficie
d'un avantage économique lié à la possibilité que l'État
agisse en dernier ressort. Cet avantage découle d'une
appréciation plus favorable par les créanciers du risque de
remboursement des crédits, grâce à la présence de la
garantie étatique illimitée et il pourrait se traduire par des
meilleures conditions de crédit.

(104) La Commission rappelle que dans la décision C 51/05 et
notamment aux points 129 et suivants, la forte intégra-
tion des activités économiques entre l'IFP et ses filiales a
eu pour conséquence que le soutien public accordé par
l'État à l'IFP dans le domaine d'activité des trois filiales
tombait dans le champ d'application de l'article 87, para-
graphe 1, du traité CE. Pour les mêmes raisons, la Com-
mission ne peut exclure que tout avantage qui découlerait
de la qualité d'EPIC de l'IFP, comme notamment des con-
ditions d'emprunt plus avantageuses, pourrait également
bénéficier aux trois filiales.

(105) Sur la base des informations actuellement disponibles,
cette garantie est illimitée en ce qui concerne la durée, le
montant et l'ampleur et n'est pas rémunérée. La Commis-
sion considère à ce stade que, compte tenu du caractère
illimité de la garantie de l'État en faveur de l'IFP et confor-
mément à la pratique décisionnelle de la Commission (48),
il n'est même pas possible de calculer le montant de
la prime de marché que l'IFP devrait payer à l'État pour
l'octroi de sa garantie illimitée.

(106) Cette garantie constitue un avantage sélectif puisqu'elle a
seulement été accordée à quelques entreprises en France
par législation spécifique.

3.4. Distorsion de la concurrence et affectation des
échanges

(107) La mesure examinée est susceptible de conduire à une
réduction des coûts de fonctionnement de l'IFP, ce qui
aurait pour effet de favoriser une entreprise déterminée et
donc de fausser la concurrence au sens de l'article 87,
paragraphe 1, du traité CE. En outre, l'IFP est actif dans
les secteurs de la recherche, la formation, et l'information
dans le domaine de l'énergie. Dans la mesure où ces sec-
teurs sont ouverts aux échanges intracommunautaires, la
mesure pourrait avoir un impact défavorable sur les ent-
reprises qui ont, ou qui souhaitent développer, une acti-
vité économique similaire. Dans ces conditions, elle est

susceptible d'affecter les échanges au sens de l'article 87,
paragraphe 1, du traité CE.

(108) La Commission estime donc que la mesure en cause
pourrait être considérée comme une aide d'État au sens
de l'article 87, paragraphe 1, du traité CE.

3.5. Aide illégale

(109) Jusqu'en 2005, l'IFP était une personne morale de droit
privé, constituée sous la forme d'un établissement profes-
sionnel. Suite au décret du 6 juillet 2006, pris en applica-
tion de la loi no 2005-781 du 13 juillet 2005, l'IFP est
devenu un EPIC, et donc une personne morale de droit
public.

(110) C'est suite à son changement de statut que l'IFP peut être
considéré comme bénéficiant d'une garantie illimitée de
l'État. Il s'agirait donc d'une aide illégale. En effet, la
France a signalé à la Commission le changement de statut
de l'IFP mais ne l'a pas notifié.

3.6. Compatibilité

(111) Étant donné que la mesure examinée tombe dans le
champ d'application de l'article 87, paragraphe 1, du
traité CE, il est nécessaire d'examiner si cette mesure peut
être déclarée compatible par la Commission au titre des
dérogations prévues par les articles 87, paragraphes 2 et 3
du traité CE.

(112) Il apparaît que la garantie illimitée de l'État en faveur de
l'IFP ne remplit aucune des conditions d'application
des exemptions prévues à l'article 87, paragraphe 2, du
traité CE, étant donné que la mesure examinée n'est desti-
née à aucun des objectifs prévus par ces dérogations.

(113) Au titre de l'article 87, paragraphe 3, point a), du
traité CE, une mesure d'aide peut être déclarée compatible
avec le marché commun lorsqu'elle est destinée à pro-
mouvoir le développement économique de régions com-
munautaires où le niveau de vie est anormalement bas ou
dans lesquelles sévit un grave sous-emploi. Étant donné
que la garantie illimitée de l'État en faveur de l'IFP est une
mesure individuelle octroyée de manière discrétionnaire,
qui ne poursuit aucun objectif régional, qu'elle est illimi-
tée dans le temps, qu'elle n'est liée à aucun investissement
et qu'elle n'est pas dégressive, la dérogation prévue à l'ar-
ticle 87, paragraphe 3, point a), du traité CE ne s'applique
pas.

(114) S'agissant des dérogations prévues à l'article 87, paragra-
phe 3, points b) et d), du traité CE, l'aide en question n'est
pas destinée à promouvoir la réalisation d'un projet
important d'intérêt européen ou à remédier à une pertur-
bation grave de l'économie française. La garantie illimitée
de l'État en faveur de l'IFP n'est pas non plus destinée à
promouvoir la culture et la préservation du patrimoine.
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(48) En particulier, dans sa décision EDF (paragraphe 57 de la décision de la
Commission du 16 décembre 2003 relative aux aides d'État accordées
par la France à EDF et au secteur des industries électriques et gazières,
JO L 49 du 22.2.2005, p. 9), la Commission a considéré que “l'impossi-
bilité pour EDF d'être soumise à une procédure de redressement et de liquida-
tion judiciaires, et par conséquent de faire faillite, équivaut à une garantie géné-
rale portant sur l'ensemble des engagements de l'entreprise. Une telle garantie
ne peut faire l'objet d'aucune rémunération selon les règles du marché. Cette
garantie, qui est illimitée dans sa couverture, dans le temps et dans son mon-
tant, constitue une aide d'État”.



(115) La dérogation prévue à l'article 87, paragraphe 3, point c),
du traité CE dispose qu'une aide peut être considérée
comme compatible si elle est destinée à faciliter le déve-
loppement de certaines activités ou de certaines régions
économiques, quand elle n'altère pas les conditions des
échanges dans une mesure contraire à l'intérêt commun.
La communication de la Commission sur les garanties
établit que la compatibilité d'une aide d'État accordée sous
forme de garantie doit être examinée selon les règles qui
sont appliquées à d'autres formes d'aide.

(116) La garantie illimitée de l'État en faveur de l'IFP ne con-
cerne ni un investissement, ni de la création d'emploi et
constitue, par conséquent, une aide opérationnelle et
inconditionnelle qui n'est pas compatible avec le marché
commun. Conformément à sa pratique décisionnelle, la
Commission ne peut considérer une telle aide comme
destinée à faciliter le développement de certaines activités
ou de certaines régions économiques.

(117) La Commission est d'avis que le développement des
échanges est de ce fait affecté dans une mesure contraire
à l'intérêt de la Communauté.

(118) En conclusion, conformément à la pratique décisionnelle
de la Commission concernant les garanties illimitées d'É-
tat octroyées à des entreprise en charge d'activités écono-
miques (49), il semble que la garantie illimitée de l'État en
faveur de l'IFP ne remplit aucune des conditions d'applica-
tion des dérogations prévues par le traité CE.

4. CONCLUSION

(119) Dans sa lettre du 14 décembre 2007, la Commission a
invité la France à supprimer la garantie dont bénéficie
l'IFP en vertu de son statut sur tous ses engagements.

(120) Les autorités françaises ont répondu par courrier daté du
30 janvier 2008, en se référant aux propositions faites
dans le cas La Poste. Malgré les amendements proposés
par la France, il semble que la mesure constitue une aide
d'État au sens de l'article 87, paragraphe 1, du traité CE et
que celle-ci est incompatible avec le marché commun.

(121) Par conséquent, la Commission décide d'ouvrir la procé-
dure formelle d'examen sur la garantie illimitée de l'État
dont bénéficie l'IFP.

(122) En ce qui concerne la garantie illimitée dont jouit l'IFP de
par son statut d'EPIC, il est important de souligner que la
Commission ne remet en aucune façon en cause le statut
public du capital de l'IFP, ni ne conteste le statut de per-
sonne morale de droit public en tant que tel. La Commis-
sion estime problématique l'effet économique lié à la mise
en œuvre d'une des particularités du statut de personne
morale de droit public poursuivant des activités économi-
ques et commerciales, à savoir la dérogation prévue aux
procédures de redressement et de liquidation judiciaires et
le rôle de l'Etat en qualité de garant en dernier ressort des
dettes de la société, qui est applicable à l'IFP qui exploite
des activités économiques sur des marchés concurrentiels.

Elle estime aussi problématique que la France ne prenne
pas toute mesure utile pour éviter que ce statut produise
des effets économiques en faveur d'une entreprise qui
opère sur des marchés concurrentiels.

(123) Aux termes de l'article 295 CE, la Communauté est
neutre en ce qui concerne le régime de la propriété dans
les États membres et aucune disposition du traité ne fait
obstacle à ce que l'État détienne (entièrement ou partielle-
ment) des entreprises. Cela étant, les règles de concur-
rence doivent s'appliquer de la même manière aux entre-
prises privées comme aux entreprises publiques. Aucun
de ces deux types d'entreprises ne saurait être avantagé
ou désavantagé par l'application de ses règles. Dans le cas
présent, la garantie ne résulte pas de la propriété mais du
statut juridique de l'entreprise. Comme cela est expliqué
au point 1.2 de la communication de la Commission sur
les aides octroyées sous forme de garanties (50), si la
forme juridique d'une entreprise est associée à des avanta-
ges entraînant une distorsion de concurrence prohibée
par le traité, et particulièrement par les règles en matière
d'aides d'État, cette forme juridique doit être soumise à la
discipline des aides d'État. Les États membres sont libres
de choisir la forme juridique des entreprises mais doivent,
dans leur choix, respecter les règles de concurrence du
traité. En particulier, le simple fait que la garantie de l'État
soit automatiquement liée à un statut juridique particulier
n'empêche pas ladite garantie de constituer une aide d'É-
tat aux termes de l'article 87, paragraphe 1, du traité CE
si les conditions applicables sont réunies. Cette conclu-
sion n'est pas affectée par l'article 295 CE. Bien au cont-
raire, dans un scénario concurrentiel, le principe de neut-
ralité impliquerait la suppression de tout avantage injusti-
fié au bénéfice des entreprises publiques au détriment de
leurs concurrents privés. Une approche identique a été
suivie par la Commission, à titre d'illustration, dans le cas
concernant les institutions publiques de crédit en Alle-
magne (51), ainsi que dans le cas relatif à EDF (52).

(124) A la lumière des considérations qui précédent, la Com-
mission invite les autorités françaises, dans le cadre de la
procédure de l'article 88, paragraphe 2, du traité, à lui
présenter leurs observations et à fournir toute informa-
tion utile pour l'évaluation des aides susmentionnées,
dans un délai d'un mois à compter de la réception de la
présente.

(125) La Commission avise également la France qu'elle infor-
mera les intéressés par la publication de la présente lettre
et d'un résumé de celle-ci au Journal officiel de l'Union
européenne. Elle informera également les intéressés dans
les pays de l'AELE signataires de l'accord EEE par la publi-
cation d'une communication dans le supplément EEE du
Journal officiel, ainsi que l'autorité de surveillance de
l'AELE en leur envoyant une copie de la présente. Tous
les intéressés susmentionnés seront invités à présenter
leurs observations dans un délai d'un mois à compter de
la date de cette publication.“
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(49) Voir par exemple JO L 49 du 22.2.2005, décision 2005/145/CE de la
Commission du 16 décembre 2003 relative aux aides d'État accordées
par la France à EDF et au secteur des industries électriques et gazières.

(50) JO C 155 du 20.6.2008, p. 11.
(51) Point 5 de la proposition de mesures utiles du 8 mai 2001.
(52) Cas E 3/02 Aides en mesure d'Électricité de France.



Rücknahme einer Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4989 — Ålö/MX)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/10)

(Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates)

Am 29. April 2008 hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaften die Anmeldung eines beabsich-
tigten Zusammenschlusses zwischen Ålö und MX erhalten. Am 6. Oktober 2008 haben die Parteien die
Kommission darüber informiert, daß sie ihre Anmeldung zurückziehen.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5317 — IBM/ILOG)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 259/11)

1. Am 6. Oktober 2008 ist aufgrund einer Verweisung nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (1) die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 bei der Kommission
eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen International Business Machines
Corporation („IBM“, USA) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung im Wege
eines öffentlichen Übernahmeangebots vom 28. Juli 2008 die Kontrolle über die Gesamtheit des Unterneh-
mens ILOG SA („ILOG“, Frankreich).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— IBM: Entwicklung, Herstellung und Vermarktung vielfältiger Lösungen im Bereich Informations-
technologie („IT“), darunter Software, Computersysteme, Speichersysteme, Mikroelektronik, sowie
Consulting- und IT-Infrastruktur-Dienstleistungen,

— ILOG: Entwicklung, Herstellung und Vermarktung von Business-Rule-Management-Software, Optimie-
rungssoftware, Visualisierungssoftware und Supply-Chain-Management-Anwendungen.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel-
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5317 — IBM/ILOG
per Fax ((32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.



HINWEIS FÜR DEN LESER

Nach entsprechendem Beschluss der Organe entfällt künftig der Hinweis auf die letzte Änderung der
zitierten Rechtsakte.

Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich in den hier veröffentlichten Texten Verweise auf
Rechtsakte auf die jeweils geltende Fassung der Rechtsakte.
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